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Empfänger: Landeskonferenz

R1: Rechtsextreme Verstrickungen lückenlos aufklären, Waffenrecht refor-

mieren

Luckenlose Aufklarung rechtsextremer

Oberstleutnant Franco Albrecht soll als Bundeswehrsoldat mit seiner Doppelidentitat als

syrischer Gefluchteter Anschlage in Deutschland geplant haben. Zudem ließ seine erste Master-

Arbeit seine volkisch-rassistische Gesinnung durchschimmern. Dass Albrecht außerdem noch in

der Nordoberpfalz mit einer nicht fur die Anlage zugelassenen Waffe schoß, ist ein weiterer

 

Punkt in unzahligen Vorkommnissen rund um den Soldaten, die bisher nur unzureichend

aufgeklart sind. Hierbei mussen vor allem weitere Personen die

Teil der “Chatgruppe Sud” oder

Mitglieder des Vereins “Uniter e. V.” uberpruft werden und deren Aktivitaten analysiert und mit

den notwendigen Konsequenzen geahndet werden.

Wir fordern dahingehend:Die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses im Bayerischen LandtagDie Aufklarung der Strukturen hinter den von Franco Albrecht betreuten ChatgruppenDie Untersuchung des Vereins “Uniter e. V.” und dessen Verhaltnis zur Szene Daruber hinaus fordern wir die Einfuhrung strengerer und flachendeckender Kontrollen der Schießstatten der Schutzenvereine, sowie der einzelnen Waffenbesitzer*innen. Dies soll keinGeneralverdacht sein, es ist jedoch gerade beim Schießsport im Sinne aller Verantwortlichenund Beteiligten, den Sport so sicher wie moglich zu gestalten. Im Folgenden Teil des Antragswerden unsere Forderungen zur Reform des Waffenrechts abgeleitet und begrundet.Aktuelle waffenrechtliche VorgabenDie Vorgaben zur Aufbewahrung von erlaubnispflichtigen Waffen und Munition durchberechtigte Personen mit Waffenbesitzkarte in Privatwohnungen sind in §36 desWaffengesetzes (WaffG) und § 13 der Allgemeinen Waffengesetz-Verordnung (AWaffV) festgelegt. Die konkreten Regelungen zu zulassigen Waffenschranken, der ungeladenen Lagerung von Waffen und der separaten Aufbewahrung von Munition sind in § 13 AWaffV aufgefuhrt. (Quelle 1)

Hinsichtlich der Aufbewahrung von erlaubnispflichtigen Waffen und Munition durch Berechtigtein Schutzenhausern, Schießstatten und gewerblichen Bereichen sehen §§ 13-14 AWaffV eineDifferenzierung vor. Fur dauernd bewohnte Gebaude gelten grundsatzlich die dieselbenVorgaben wie fur Privatwohnungen nach §13 AWaffV. Fur nicht dauernd bewohnte Gebaudesieht der Gesetzgeber nach § 13 Abs. 6 der AWaffV eine Maximalzahl von dreierlaubnispflichtigen Langwaffen in Waffenschranken vor. Jedoch erlaubt § 14 AWaffV derzustandigen Behorde, Abweichungen von dieser Regelung auf Antrag und unterBerucksichtigung des gegebenen Sicherheits-Kontextes und vorgeschlagenenAufbewahrungskonzeptes zu erlauben. Fur Betreiber*innen von Schießanlagen bzw.Schutzenvereine ergeben sich des Weiteren aus AWaffV (insbes. §§ 9-11) und WaffG (insbes. §§27, 27a und 39) weitere Verpflichtungen und Vorgaben, bspw. hinsichtlich zulassigerSchießubungen und zur Aufsicht derselben.Sowohl fur Schießanlagen, Schutzenhauser und gewerbliche Bereiche als auch privateWohnraume sieht der Gesetzgeber die Moglichkeit einer unangekundigten undverdachtsunabhangigen Uberprufung der Einhaltung der waffenrechtlichen Vorgaben vor.§36 Absatz 3 Satz WaffG eroffnet den zustandigen Waffenbehorden die Moglichkeit, diesorgfaltige und vorschriftsmaßige Lagerung erlaubnispflichtiger Waffen und Munition durchBesitzende verdachtsunabhangig zu uberprufen. Verstoße gegen Aufbewahrungspflichtenkonnen nach § 53 Abs. 1 Nr. 19 WaffG als Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße von bis zu10.000e geahndet werden. Vorsatzliche Verstoße, welche die Gefahr eines Verlustes oderunbefugten Zugriffs auf eine Waffe oder Munition verursachen, konnen nach §52a WaffG alsStraftat mit einer Freiheitsstrafe von bis zu drei Jahren oder einer Geldstrafe geahndet werden. Zudem konnen Verstoße zu einem Verlust der waffenrechtlichen Erlaubnis aufgrundmangelnder Zuverlassigkeit fuhren. Die Kontrolle beschrankt sich, anders als bei einerHausdurchsuchung, auf die Raume, in welchen Waffen oder Munition aufbewahrt werden. DerBesitzende hat die Moglichkeit, den Zutritt zur Wohnung und damit die Uberprufung zuverweigern. Mit guter Begrundung (rechtlich nicht eindeutig festgelegt), ergeben sich keinenegativen Konsequenzen, unbegrundete (und insbesondere wiederholte) Weigerungen konnenggf. die Zuverlassigkeit des Besitzenden infrage stellen und zu einem Widerruf derwaffenrechtlichen Erlaubnisse fuhren (ebenfalls rechtlich nicht eindeutig festgelegt).(Quelle2)Bei derKontrollen konnen das Schutzniveau der Aufbewahrungsbehaltnisse, die Vollstandigkeit der aufder Waffenbesitzkarte eingetragenen Waffen und die Art der vorhandenen Munition gepruft werden und Fragen zur ordnungsgemaßen Aufbewahrung gestellt werden.

Bei Betreiber*innen von Schießstatten ist die zustandige Aufsichtsbehorde nach § 39 WaffG

Abs. 2 daruber hinaus berechtigt, Betriebsgrundstucke und Geschaftsraume wahrend der
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Betriebs- und Arbeitszeit zur Durchfuhrung von Prufungen und Besichtigungen, der Entnahme

von Proben oder der Einsicht in geschaftliche Unterlagen zu betreten. Zur Abwehr dringender

Gefahren fur die offentliche Sicherheit oder Ordnung ist dies auch außerhalb dieser Zeit

moglich. Auf Verlangen sind nach § 39 Abs. 1 WaffG der zustandigen Behorde zudem Auskunfte

zu erteilen, die fur die Durchfuhrung des WaffG erforderlich sind.

Defizite des derzeitigen Waffenrechts und der aktuellen Kontrollpraxis

Bei der Analyse der derzeit geltenden waffenrechtlichen Vorgaben und der daraus erfolgenden

Korntrollpraxis sowie vor dem Hintergrund der Aktivitaten von Rechtsextremist*innen wie

Franco A. im Schießsport offenbaren sich mehrere Defizite, die im Rahmen von Anpassungen

des WaffG, der AWaffV und der auf dieser Grundlage erfolgenden Kontrollpraxis von

Schießstatten und Waffenbesitzer*innen adressiert werden mussen:

Die rechtlichen Vorgaben zur Kontrolle von Schießstatten nach § 39 WaffG, mit Ausnahme der Vorgaben zur Verwahrung von erlaubnispflichtigen Waffen und Munition, sind sehr vage gehalten. Die Kontrolle der Einhaltung anderer rechtlicher Anforderungen, z.B. durch §§ 9-11 AWaffV sowie §§ 27 und 27a WaffG, ist zwar moglich, wird aber nicht explizit genannt.Es ist bislang nicht transparent, nach welchen Kriterien Sondergenehmigungen fur Schießstatten zur Waffen- und Munitionsaufbewahrung nach §14 AWaffV erteilt werden. Somit ist es moglich, dass in der Praxis sehr unterschiedliche Kriterien angelegt werden und somit starke Sicherheitsunterschiede bei der Aufbewahrung von erlaubnispflichtigen Waffen und Munition bestehen.Es gibt bislang keine verbindlichen und einheitlichen Standards entsprechenden Schulungen und Zertifizierungen fur Schutzenmeister*innen bzw. die Aufsichtspersonen in Schießstatten.§ 36 WaffG sieht bislang keine Regelmaßigkeit bzw. keine Mindestfrequenz fur verdachtsunabhangige Kontrollen der korrekten Aufbewahrung von erlaubnispflichtigen Waffen und Munition vor. Dies liegt derzeit im Ermessen der jeweiligen Waffenbehorde.Es existieren bislang keine zentralen Register bzw. Meldesysteme zu den nach §§ 36 und 39 WaffG in Privatwohnungen und Schießstatten durchgefuhrten Kontrollen, hierbei festgestellten Mangeln und daraus resultierenden Ordnungswidrigkeits- und Strafverfahren.Die Rechtslage sieht bei Verweigerung der verdachtsunabhangigen Kontrolle der korrekten Aufbewahrung von Waffen und Munition nach § 36 WaffG ohne stichhaltige Grunde in wiederholten Fallen keine expliziten Sanktionen fur den Besitzenden vor. Dies eroffnet den Behorden einen sehr starken Interpretationsspielraum.

Unsere Forderungen zur Reform des Waffenrechts und der behördlichen Kontrollpraxis

Wir fordern folgende Reformen des Waffenrechts und der behordlichen Kontrollpraxis:
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